An das 
Regierungspräsidium Stuttgart 
Abt. Wirtschaft und Infrastruktur 
z. Hd. Frau Rebekka Beck 
Postfach 80 07 09

70507 Stuttgart

Einspruch gegen Aus- und Neubaustrecke Stuttgart – Augsburg, 
Planfeststellungsabschnitt (PFA) 1.6b „Abstellbahnhof Untertürkheim“

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lege ich fristgerecht Einspruch ein gegen die Planung eines Abstellbahnhofs Untertürkheim, Planfeststellungsabschnitt (PFA) 1.6b. 
Ich fordere Sie auf, nicht nur auf die Planung des PFA 1.6b zu verzichten sondern auch die Planung für den Flughafenbahnhof und die Neubaustrecke nach Ulm zu beenden sowie das gesamte Projekt S21 zu stoppen. 
Weiterhin schließe ich mich hiermit dem Einspruch von Landesnaturschutzverband und VCD gegen den Abstellbahnhof Untertürkheim und das gesamte Projekt Stuttgart 21 an.

Ich bin durch eine Realisierung der Pläne zu S21 in mehrfacher Hinsicht direkt betroffen: 

- auch meine Gemeinde muss 10 Jahre lang ihren Beitrag zum Stuttgarter Projekt S21 leisten (196.091 €). Die abfließenden Gelder werden nicht mehr für Belange der fellbacher Bevölkerung zur Verfügung stehen. 

- als Steuerzahler, da auch mit meinen Steuergeldern ein Projekt mitfinanziert werden soll, dessen Kostenprognosen zusehends aus dem Ruder laufen.

- als Bewohner des Großraums Stuttgart, dessen Wohnviertel in unzulässiger Weise abgewertet werden: Die Wohnquartiere um den geplanten Abstellbahnhof Untertürkheim werden durch die zu erwartende Lärmbelästigung dort finanziell entwertet.  Ein Ungleichgewicht zwischen „guten“ und schlechten“ Wohnlagen wird entstehen, was ich ablehne.

- für das geplante Rosensteinviertel liegt noch kein Bauplan vor. Dennoch soll der dortige Bahnhof abgebaut werden. 

- als überzeugter S-Bahn- und Bahnnutzer sowie Bahncardinhaber durch die massiven Beeinträchtigungen des Schienenverkehrs während der geplanten jahrzehntelangen Bauphase sowie die zu erwartenden Beeinträchtigungen des Schienenverkehrs im Großraum Stuttgart durch die mit dem Projekt neu geschaffenen Engpässe.

Durch diese Engpässe ergeben sich neue Probleme, bei denen ich als Bürger und Kunde Beeinträchtigungen erfahren werden:

-Anbindung von Durchgangsbahnhof und Flughafenbahnhof durch nicht ausbaufähige Tunnel mit zu geringer Kapazität

- dadurch bedingter starrer Fahrplan ohne Möglichkeit eines integralen Taktfahrplans in dem sich geringste Störungen in einem Teilbereich sofort negativ auf alle Bereiche des Schienenverkehrs - Fernverkehr, ÖPNV und Güterverkehr – auswirken werden.

Im Detail nachzulesen 
- in der aktuellen Studie der KCW GmbH Berlin, erstellt im Auftrag des Umweltbundesamtes sowie 
- im Gutachten der SMA AG Zürich, erstellt im Auftrag der baden-württembergischen Landesregierung, dessen Ergebnisse seit Juni 2008 vorliegen und das wegen „...der Brisanz der vorliegenden Resultate...“ (=Zitat) zwei Jahre lang unter Verschluss gehalten wurde.

Weiterhin bin ich betroffen 
- als Bewohner des Großraums Stuttgart durch die negativen Auswirkungen mehrerer Jahrzehnte währender Grossbaustellen, die sich zeitlich und finanziell durch die nicht vorhersehbaren Auswirkungen der geplanten Tunnelbauten auf die mineralwasserführenden Schichten der Stadt mit den zweitgrößten Mineralwasservorkommen Europas auswirken können.

- als Bahnkunde durch die zur Kostensenkung geplanten sicherheitsgefährdenden Sparmassnahmen bei den Tunnelbauten (Wandstärken, Rettungstunnels).

Als Bürger bin ich betroffen, durch die öffentlichen Verlautbarungen der Volksvertreter über die Unumkehrbarkeit des Projekt Stuttgart 21, die jedoch so nicht stimmen:

- für Planfeststellungsverfahren gilt grundsätzlich die Vorgabe, dass sie ergebnisoffen geführt werden müssen – am Ende des Verfahrens muss als Ergebnis auch eine Nichtgenehmigung des geplanten Bauvorhabens stehen können.

Bei Nichtgenehmigung auch nur eines Planungsabschnitts kann jedoch das gesamte Projekt S21 nicht gebaut werden.

Die Äußerungen der politisch Verantwortlichen, die das Projekt S21 als unumkehrbar darstellen,  stellen eine massive Einflussnahme auf die Planfeststellungsbehörde dar, die damit nicht mehr sachgemäß, frei und ergebnisoffen entscheiden kann. Dagegen erhebe ich ebenfalls Einspruch.

Ich fordere zudem eine Richtigstellung der Behauptung von der Unumkehrbarkeit des Projekts und eine Wiederholung aller unter dieser unerlaubten Einflussnahme bereits abgeschlossenen oder noch laufenden Planfeststellungsverfahren.

Mit freundlichen Grüßen,

